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Botschaft des Bundesrates über die Klimapolitik nach 2012
Eine ehrgeizigere Klimapolitik 
für die Wirtschaft und die Beschäftigung
Mit einer entschlosseneren Klimapolitik könnte der Bundesrat die Schweiz auf den Weg der Innovation und des Wachstums zurückführen. Der Treibhausgasausstoss muss bis 2020 um mindestens 30 Prozent gesenkt werden.
Wir wissen, dass wir unseren Treibhausgasausstoss drastisch senken müssen, um das Klima in Zukunft auf einem für Mensch und Umwelt verträglichen Niveau zu stabilisieren.  Gemäss Angaben des Weltklimarates (Intergovernmental Panel on Climate Change IPCC) müssen wir unseren Treibhausgasausstoss bis 2050 um 50 bis 85 Prozent senken. Letztlich müssen wir in der Schweiz einen Pro-Kopf-Ausstoss von einer Tonne (derzeit 7) erreichen.
Eine Stabilisierung des Treibhausgasausstosses kann nur gelingen, wenn auf globaler Ebene Lösungen mit Reduktionszielen für den Ausstoss gefunden werden. Genauso wichtig sind jedoch Stabilisierungs- und Finanzierungsmassnahmen für die Entwicklungsländer, denn diese leiden am meisten unter den verheerenden Auswirkungen des Klimawandels, verfügen aber nicht über ausreichende Ressourcen, um dem entgegenzutreten. Es ist Sache der im Dezember stattfindenden Klimakonferenz in Kopenhagen, neue Reduktionsziele zu setzen, aber auch, die nötigen finanziellen Mittel zu finden.
200 Milliarden pro Jahr für die weltweite Stabilisierung des Klimas
Der finanzielle Bedarf für die weltweite Anpassung und Senkung des Treibhausgasausstosses wird auf über 200 Milliarden Dollar pro Jahr geschätzt. Daraus folgt, dass die Länder, die das beste technologische Know-how zur Bekämpfung des Klimawandels entwickeln, am meisten von diesen Milliarden profitieren, denn sie können ihre sauberen Technologien über internationale Finanzierungen an die Entwicklungsländer verkaufen, die parallel zu ihrer wirtschaftlichen Entwicklung ihren Treibhausgasausstoss auch senken müssen.
Unter diesem Blickwinkel verpasst die Schweiz gerade die Chance,  sich wieder als Spitzenland im Bereich der energetischen Innovation zu positionieren. Das Reduktionsziel für den Treibhausgasausstoss von 20 Prozent bis 2020 ist nämlich auf das Ziel der EU abgestimmt, und es ist bedauerlich, dass die Schweiz nur dann bereit ist, ihren Treibhausgasausstoss um 30 Prozent zu senken, wenn die EU dasselbe tut. Das ist kein ausreichender Anreiz für die Schaffung von strengeren Rahmenbedingungen, welche die technologische Innovation im Bereich der Energieeffizienz oder der Entwicklung von erneuerbaren Energien fördern.
Eine Senkung von 30 Prozent bis 2020 liegt übrigens im unteren Bereich der Spanne, die das  IPCC für die Industrieländer als nötig erachtet (Senkung von 25 bis 40 Prozent bis 2020), um die Konzentration der Treibhausgase in der Atmosphäre auf einem verträglichen Niveau zu halten. Doch wissenschaftliche Erkenntnisse, die nach dem letzten Bericht des IPCC gewonnen wurden, belegen eine Beschleunigung des Klimawandels und folglich die Notwendigkeit, die Konzentration der Treibhausgase auf einem tieferen Niveau zu stabilisieren. Das würde in den Industrieländern eine Senkung des Treibhausgasausstosses um 40 Prozent bis 2020 bedeuten.
Je länger man mit der Umsetzung von Massnahmen zur Senkung des Ausstosses wartet, desto mehr steigt die Konzentration der Treibhausgase in der Atmosphäre und desto drastischere Massnahmen müssen später ergriffen werden. Eine Aufschiebung der Massnahmen hat auch einen Anstieg der Ausweich-, Anpassungs- und Schadenskosten zur Folge.
Der Bundesrat sieht zu sehr die Hürden und zu wenig die Chancen der Klimapolitik
Die Haltung des Bundesrates ist äusserst vorsichtig und könnte sogar je nach den Ergebnissen der Konferenz in Kopenhagen «nach unten korrigiert» werden. Sie ist auch auf wirtschaftlicher Ebene sehr defensiv, da die Massnahmen zur Senkung des Treibhausgasausstosses weniger als Chance zur Innovationsförderung und Arbeitsplatzschaffung dank technologischer Fortschritte denn als Hemmnis für das Wachstum und den Wohlstand gesehen werden.
Deshalb fordert Travail.Suisse eine Senkung des Treibhausgasausstosses um mindestens 30 Prozent bis 2020 und mehr Mittel für die Forschung über Energieeffizienz und erneuerbare Energien.
Obergrenze der Vergütung für erneuerbaren Strom aufheben
Angesichts der zu wenig ehrgeizigen Klimapolitik des Bundesrates muss dieses Defizit mit der Verbesserung der Rahmenbedingungen im Bereich der Energiepolitik ausgeglichen werden. In diesem Herbst wird der Bundesrat einen Änderungsentwurf zur Energieverordnung und zum Energiegesetz, der die Bedingungen für die kostendeckende Einspeisevergütung für erneuerbare Energien verbessern soll, in die Vernehmlassung schicken. Diesbezüglich verlangt Travail.Suisse, dass die derzeitige Obergrenze aufgehoben wird und dass die für die kostendeckende Einspeisevergütung erforderlichen zusätzlichen Mittel über das 3. Konjunkturpaket finanziert werden. Diese Massnahme ist wesentlich, damit unser Land wieder als Pionier in der Entwicklung erneuerbarer Energien auftreten kann. Das gilt besonders für die Solarenergie, wo die Schweiz sich trotz ihrer hervorragenden Forschungsinstitute auf dem Gebiet der Photovoltaikenergie überholen liess.
In seiner Botschaft schreibt der Bundesrat, dass er sich den Folgerungen des IPCC anschliesst und verlangt, dass der Treibhausgasausstoss weltweit bis 2050 um 50 bis 85 Prozent gesenkt wird. Aus dieser Sicht ist eine Senkung um 20 Prozent bis 2020 wirklich zu zaghaft.  Mit einer Senkung von 30 bis 40 Prozent könnte die Schweiz die Reduktionsziele für die Treibhausgase schneller und zu tieferen Kosten erreichen und dabei erst noch die Innovation, das Wachstum und die Schaffung von Arbeitsplätzen fördern.
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